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Mündliche Anfrage

Amt für Soziales in Neukölln dauerhaft überlastet!

Ich frage das Bezirksamt:

1. Was unternimmt das Bezirksamt, um das Neuköllner Sozialamt zeitnah angemessen auszustat-
ten, die Mitarbeiter zu entlasten und den antragstellenden Bürgern damit eine schnelle Hilfe zu-
kommen zu lassen?

2. Warum sind im Bezirk Neukölln keine kurzfristigen Maßnahmen ergriffen worden (so wie bei-
spielsweise in Friedrichshain-Kreuzberg), um die Leistungsfähigkeit des Amtes für Soziales zu 
erhöhen und damit den Normalbetrieb aufrecht zu erhalten?

Berlin-Neukölln, den 14.11.2022 AfD, Herr Potthast, Julian
(Antragsteller, Fragesteller bzw. Berichterstatter)
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Beantwortung der Mündlichen Anfrage 
 

 Amt für Soziales in Neukölln dauerhaft überlastet! 

 

Sehr geehrter Herr Vorsteher, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

sehr geehrter Herr Potthast, 

 

das Bezirksamt beantwortet Ihre mündliche Anfrage wie folgt: 

 

Zu 1.: 

Wie Sie völlig zutreffend mit Ihrer Fragestellung feststellen, ist das Amt für Soziales in Neukölln 

nicht angemessen ausgestattet. Daher werde ich nicht müde, die Problematik der ständig zu-

nehmenden Aufgaben ohne auch nur annähernd angemessenen Ressourcenzuwachs, im Be-

zirksamt, gegenüber der Senatsverwaltung und auch der Öffentlichkeit zum Thema zu machen. 

Den von mehreren Bezirken zusammengetragenen vorliegenden Bedarf habe ich an die zu-

ständige Senatsverwaltung kommuniziert und um dringende Bereitstellung der erforderlichen 

Ressourcen gebeten. Vorschläge, die eine strukturelle Lösung versprechen, liegen bisher je-

doch leider nicht vor. 

 

Bitte sehen Sie es mir nach, dass ich an dieser Stelle Wiederholungen vorbeugen möchte und 

hinsichtlich der weiteren Maßnahmen, die innerhalb des Amtes für Soziales in den vergange-

nen Monaten bereits getroffen wurden auf die umfangreiche Beantwortung der Drucksache 

0456/XXI „Bearbeitungsrückstände in der Verwaltung“ hinweise. Hier wurde bereits ausführ-

lich darüber informiert, dass selbstverständlich regelmäßig Stellenbesetzungsverfahren zur 



Besetzung unbefristeter und befristeter offener Stellen durchgeführt werden, die Arbeitsberei-

che der ambulanten und stationären Hilfe zur Pflege aufgrund der fachlichen und inhaltlichen 

Nähe zusammengelegt wurden, eine vorübergehende Einschränkung der Sprechzeiten zur 

Aufarbeitung von Rückständen stattfindet, die Kolleginnen und Kollegen durch kurzfristig ge-

wonnene Trainees und Auszubildende sowie befristetet Beschäftigungspositionen, durch das 

Wachpersonal und nicht zuletzt durch Sprachmittlerinnen und Sprachmittler unterstützt wurden 

bzw. werden und derzeit ein Konzept zu einem „Ausbildungsstarken-Sozialamt“ entwickelt 

wird. 

 

Ich sage es aber noch einmal ganz deutlich: Eine strukturelle Verbesserung der Situation ist 

nur mit zusätzlichen Personalressourcen möglich. 

 

Für Neukölln sehe ich einen Bedarf von 41 zusätzlichen Stellen. 

 

Die Stellen, die der Senat den Bezirken bisher in einem Umfang von 400 VzÄ zur Verfügung 

gestellt hat, sind vollständig für andere Bedarfe, insbesondere politische Schwerpunkte der 

Regierungskoalition verwendet worden. Null Stellen wurden den Sozialämtern und damit dem 

Funktionieren der sozialen Sicherung in dieser Stadt zugebilligt. Ich halte das für katastrophal! 

 

Ich freue mich daher, wenn die gesamte Bezirksverordnetenversammlung das Anliegen, die 

Leistungserbringung im Amt für Soziales strukturell zu stärken teilt und ihre innerparteilichen 

Einflussmöglichkeiten auf den noch amtierenden rot-grün-roten Senat nutzt, hier eine nachhal-

tige Verbesserung herbeizuführen. Denn seien Sie versichert, der Anspruch meiner Kolleginnen 

und Kollegen ist es, den Anliegen und Bedarfen der Neuköllnerinnen und Neuköllner zeitnah 

und angemessen gerecht zu werden und nicht nur im Akkord abzuarbeiten. 

 

Zu 2.: 

Ihre Annahme, es seien keine kurzfristigen Maßnahmen innerhalb des Amtes für Soziales ge-

troffen worden, um die Leistungsfähigkeit des Amtes zu erhöhen, irritiert mich vor dem Hinter-

grund der umfangreichen Informationen, die Sie nicht zuletzt im Rahmen der Beantwortung 

der Großen Anfrage zur Drucksache 0456/XXI „Bearbeitungsrückstände in der Verwal-

tung“ erhalten haben. Offen gestanden empfinde ich diese Form der Fragestellung als wenig 

wertschätzend den Kolleginnen und Kollegen gegenüber, die nicht zuletzt aufgrund der Vor-

gänge in der Ukraine seit Ende Februar 2022 gezwungen gewesen sind, innerhalb kurzer Zeit 

neue und belastbare Bearbeitungsmechanismen zu erarbeiten und zu etablieren. 

 



Mit Beginn der Vorsprachen von aus Ukraine geflüchteten Menschen wurde im Amt für Soziales 

ein Lagestab eingerichtet, in dem sich anfangs täglich alle Führungskräfte zur aktuellen Situa-

tion austauschten, regelmäßig organisatorische Anpassungen verabredet und die ständig 

wechselnden rechtlichen Rahmenbedingungen besprochen wurden, um den vorsprechenden 

Menschen die Leistungen zukommen zu lassen, die ihnen zustehen. 

 

Des Weiteren wurden im Amt für Soziales im rotierenden Wechsel nicht nur etablierte Sachbe-

arbeiterinnen und Sachbearbeiter aus dem gesamten Amt für Soziales eingesetzt, um die Hil-

fesuchenden aus der Ukraine angemessen betreuen und den regulären Dienstbetrieb inklusive 

Sachbearbeitung sicherstellen zu können. Die Kolleginnen und Kollegen wurden und werden 

dabei durch Trainees und Auszubildende, durch das Wachpersonal und nicht zuletzt durch 

Sprachmittlerinnen und Sprachmittler unterstützt, die kurzfristig gewonnen werden konnten und 

die in wechselnder Anwesenheit die Arbeit vor Ort unterstützen. 

 

Unterstützung erhielten bzw. erhalten die Kolleginnen und Kollegen auch durch 11 befristete 

Beschäftigungspositionen, die für die Bearbeitung der Vorgänge mit Ukraine-Bezug eingesetzt 

sind. 

 

Aber noch einmal: Das derzeit vorhandene Personal im Amt für Soziales reicht strukturell nicht 

aus, um die Kernaufgaben plus die Situation infolge der durch den Angriffskrieg gegen die 

Ukraine ausgelösten Fluchtbewegungen und ständig neue Aufgaben, wie die Versendung von 

Berechtigungsnachweisen nach Wegfall des Berlinpasses, bewältigen zu können. 

 

Daher ist es umso gravierender, dass erst im Rahmen der heutigen AG Ressourcensteuerung 

über eine Verlängerung von Beschäftigungspositionen gesprochen wurde, wobei es hier nicht al-
lein um die Positionen für das Amt für Soziales ging, sondern für das gesamte Bezirksamt. Über 

die Verteilung muss nun zunächst im Bezirksamt entschieden werden. Hoffentlich kam diese Ein-

sicht nicht zu spät, denn einige gut eingearbeitete Kolleginnen und Kollegen haben sich bereits 

aufgrund der unsicheren Situation aktiv wegbeworben. Wieviel Zeit die Auswahl und Einarbei-

tung von neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Anspruch nimmt, brauche ich Ihnen sicher 

nicht zu erläutern. Wertvolle Zeit, die zur Bearbeitung von dringenden Anliegen der Neuköll-

nerinnen und Neuköllner fehlen würde. 

 

 

 

Falko Liecke 

Bezirksstadtrat 
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